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Kanton Obwalden. 93

§ 12. Dieses Gesetz tritt nach Annahme durch die Volksabstimmung

mit dem Schuljahr 1920 21 in Kraft und werden alle
widersprechenden Verordnungen und Erlasse betreffend Unterstützung der
Sekundärschulen, betreffend Alters- und Teuerungszulagen u. s. w.
außer Kraft erklärt.

§ 13. Der Begierungsrat ist mit dem Vollzuge beauftragt.

VI. Kanton Obwalden.
Lehrerschaft aller Stufen.

Abänderung des Schulgesetzes. (Vom 25. April 1920.)

Die Landsgemeinde des Kantons Unterwalden
ob dem Wald.

in der Absicht, die im Schulgesetz vom 1. Dezember 1875
enthaltenen Mindestansätze für Besoldung des Lehrpersonals in Anpassung

an die verteuerten Lebensbedingungen zeitgemäß zu erhöhen:
zu verhindern, daß das Lehrpersonal sich Nebenbeschäftigungen

hingibt, die auf die Ausübung seines Hauptberufes nachteilig
einwirken :

auf Antrag des Kantonsrates,
beschließt:

1. Art. 38 des Schulgesetzes erhält folgenden abgeänderten
Wortlaut :

„Die Mindestbesoldung eines Primarschullehrers beträgt Fr. 2600.
Verheiratete Lehrer erhalten überdies eine Familienzulage von jährlich

Fr. 200. sowie für jedes erwerbsunfähige Kind eine Zulage
von Fr. 100.

L'berhin ist dem Lehrer von der Gemeinde anständige Wohnung

und entsprechende Beholzung zur Verfügung zu stellen oder
eine entsprechende Entschädigung zu verabfolgen.

Eine weltliche Lehrerin bezieht ein Mindestjahresgehalt von
Fr. 2000. Die Besoldung der im Schuldienst tätigen Ordensschwestern
wird mit dem betreffenden Institut auf dem Vertragsweg geregelt.

Wird dem Lehrer der Lnterricht in der gewerblichen
Fortbildungsschule übertragen, so ist derselbe mit mindestens Fr. 3 pro
Unterrichtsstunde zu honorieren.

Das Lehrpersonal hat sich ausschließlich dem Lehrberuf zu
widmen und darf, ausgenommen in der Ferienzeit. Nebenberufe
und bezahlte regelmäßige Nebenbeschäftigungen, mit Ausnahme der
Betätigung im Erziehungs- und Bildungswesen, nur auf Begutachtung
des betreffenden Ortsschulrates mit Bewilligung des Erziehungsrates
ausüben."

2. Diese Abänderung des Schulgesetzes tritt sofort in Kraft.
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